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Traditionell wird die Umsatzsteuer als eher 
technisch und strategisch kaum bedeutsam 
wahrgenommen. Das stimmt so nicht (mehr)! 
Nicht zuletzt durch europäische Einflüsse hat 
die Umsatzsteuer eine Komplexität erreicht, 
die für Fehlerquellen sorgt. Werden Sachver-

halte nicht (rechtzeitig) richtig umsatzsteuer-
lich gewürdigt, entsteht bestenfalls ganz 
erheblicher Verwaltungsaufwand in Form 
notwendiger Korrekturen. Im schlechtesten 
Fall wird unerwartet Umsatzsteuer fällig oder 
Vorsteuern können nicht abgezogen werden. 
Es ist deshalb dringend erforderlich, dass 
Unternehmen Prozesse einrichten, die zuver-
lässig für eine umsatzsteuerliche Beurteilung 
aller Geschäftsvorfälle sorgen. Idealerweise 
werden umsatzsteuerliche Fragen gleich bei 
allen Planungen, spätestens aber bei 
Vertragsabschlüssen mitgedacht.

Manchmal reicht das aber nicht. So aktuell: 
Die Finanzverwaltung schreibt vor, dass bei 
einer steuerfreien Immobilienvermietung 
eine Aufteilung zu erfolgen hat, sofern nicht 
nur ein Gebäude, sondern mit diesem  
auch Betriebsvorrichtungen (Einbauten für 
betriebliche Zwecke) überlassen werden. 
Das auf die Betriebsvorrichtungen entfallende 
Entgelt ist umsatzsteuerpflichtig. Der Euro
päische Gerichtshof tritt diesem Grundsatz 
nun überraschend entgegen: Eine solche 
Aufteilung sei dann nicht vorzunehmen, wenn 
die Überlassung der Betriebsvorrichtungen 
lediglich eine Nebenleistung zur Gebäude-
überlassung darstellt. Eine unmittelbare 
Wirkung im deutschen Umsatzsteuerrecht ist 
dadurch noch nicht eingetreten, ein nationaler 
Umgang mit der Entscheidung wird aber 
nicht ausbleiben können. Ob das Urteil im 
Einzelfall überhaupt eine Auswirkung auf den 
Steuerpflichtigen hat und ob diese positiv 
oder negativ ist, hängt vom Einzelfall ab. 
Wichtig ist aber, dass die neuen Entwicklungen 
bei der Planung von Vermietungsprojekten 
und dem Abschluss entsprechender Verträge 
berücksichtigt werden – auch wenn es 
scheinbar nur um Technik geht.

Thomas Vogl
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater
Geschäftsführender Partner
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// Arbeitgeber

Workation: Traum vom Arbeiten im Ausland birgt  
rechtliche Risiken
Workation ist ein neuer Trend, der vielen 
Arbeitnehmern erstrebenswert erscheint und 
damit zum Modell im Fachkräftewettbewerb 
werden könnte. Dabei verlagert der Arbeit-
nehmer das Homeoffice in ein klassisches 
Urlaubsdomizil und arbeitet von dort aus. Einen 
Anspruch auf mobiles Arbeiten im Ausland 
gibt es nicht. Auch fehlen klare – international 
gültige – Regelungen für dieses New-Work-

Modell. Komplexe Probleme ergeben sich im 
Bereich des Datenschutzes, aber vor allem 
auch im Sozial- und Steuerrecht. So ist zu 
prüfen, wo der Arbeitnehmer steuerpflichtig 
ist und ob nicht sogar eine ausländische 
Betriebsstätte droht. Sozialversicherungspflicht 
besteht grundsätzlich im Tätigkeitsstaat, für 
Ausnahmen sind Voraussetzungen zu erfüllen. 
Die zeitlich begrenzte Gestattung der Tätig-

keit im Ausland reduziert Risiken. Trotzdem 
sind selbst bei kürzeren Einsätzen eine 
genaue rechtliche Prüfung sowie der 
Abschluss individueller Vereinbarungen  
notwendig. Bei der Entscheidung über die 
Erlaubnis von Workation sollten Arbeitgeber 
deshalb nicht nur das eigene Image, sondern 
auch den erheblichen zusätzlichen Beratungs-
aufwand berücksichtigen.

Immer häufiger setzen Unternehmen beim 
Marketing auch Arbeitnehmer ein, die zu  
diesem Zweck auf ihren eigenen Social-Media-
Accounts Inhalte zu ihrem beruflichen Alltag 
teilen. Solche Markenbotschafter, auch Corpo-
rate Influencer genannt, tragen dazu bei, dass 
ein authentisches Bild des Unternehmens nach 
außen transportiert wird. Zugleich helfen die 
bereits bestehenden Netzwerke des Influen-
cers dabei, die Sichtbarkeit des Unternehmens 
in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Vorteile 
bringt das auch im Hinblick auf den in allen 
Branchen um sich greifenden Personalmangel. 
Durch eine wertschätzende und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber wird 
zudem die Bindung des netzwerkenden 
Arbeitnehmers an das Unternehmen gestärkt. 

Egal, ob kapitalmarktorientierte Unternehmen, 
Start-ups oder der klassische Mittelstand: 
Immer mehr Unternehmen überlegen aufgrund 
des Fachkräftemangels, wie sie Führungs
kräfte langfristig an sich binden können. Die 
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle reichen da-
bei von der unentgeltlichen oder verbilligten 
Gewährung von Aktien oder Geschäfts
anteilen an der Gesellschaft (Stock Options) 
bis zu schuldrechtlichen Gestaltungen, durch 
die ein Aktien- bzw. Geschäftsanteilserwerb 
virtuell nachgebildet wird (Phantom Stocks). 
Nicht immer sind diese Instrumente aber 
ideal. Besonders ungünstig wirken sie, wenn 
die Beteiligung sofort zu einer Steuer
belastung führt. Für den Mitarbeiter ist das 
besonders unangenehm, weil der Steuer

Der Arbeitgeber sollte sich aber der damit 
einhergehenden Risiken bewusst sein und 
gegebenenfalls Verträge entsprechend 
gestalten. Was hier sinnvoll ist, hängt vom 
Einzelfall und dabei insbesondere von der 
Intensität der Social-Media-Aktivitäten ab. 
Zum einen besteht die Möglichkeit, eine 
Zusatzvereinbarung in den bestehenden 
Arbeitsvertrag aufzunehmen. Zum anderen 
kann auch ein neues Vertragsverhältnis über 
eine selbstständige Tätigkeit des Influencers 
begründet werden. Bei der ersten Variante 
ist ein besonderes Augenmerk auf die 
Berücksichtigung des Arbeitszeitgesetzes zu 
richten. Zeiten der Interaktion, selbst wenn 
sie nach Feierabend erfolgen, gelten als 

zahlung kein Zufluss von Liquidität gegen-
übersteht. Vor diesem Hintergrund werden 
deshalb neuerdings sogenannte „Hurdle 
Shares“ eingesetzt. 

Der Begriff „Hurdle Shares“ bezeichnet 
besondere Geschäftsanteile. Sie sind als 
eigene Anteilsklasse im Gesellschaftsvertrag 
zu verankern und zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie mit einer negativen Liquidations
präferenz versehen sind. Damit werden die 
betreffenden Gesellschaftsanteile von der 
Teilhabe am bestehenden Unternehmenswert 
ausgeschlossen. Gleichzeitig nehmen sie 
anteilsmäßig an der zukünftig zu erwirtschaf-
tenden Wertsteigerung teil. Problematisch  
ist aktuell jedoch noch, dass es weder ein-

Arbeitszeit. Diese Variante birgt zudem ein 
höheres Haftungsrisiko. Für Verstöße des 
Arbeitnehmers, beispielsweise gegen das 
Urheberrecht oder Datenschutzvorschriften, 
haftet der Arbeitgeber über die Konstruktion 
des innerbetrieblichen Schadensausgleichs. 
Bei der zweiten Variante besteht jedoch die 
Gefahr der Scheinselbstständigkeit. 

Zur Minimierung der Haftungsgefahren 
sollten Corporate Influencer jedenfalls mög-
lichst umfassend über die einzuhaltenden 
Rechtsvorschriften informiert werden. Zu 
diesem Zweck können beispielsweise regel-
mäßige Schulungen im Bereich Social-
Media-Recht angeboten werden.

schlägige Urteile noch dezidierte Verwal-
tungsmeinungen zur steuerlichen Bewertung 
und Behandlung von Hurdle Shares gibt.

Die Bedeutung von Mitarbeiterbeteiligungen 
hat der Gesetzgeber bereits erkannt und  
in diesem Zusammenhang 2019 den § 19a 
EStG eingeführt. Die Voraussetzungen von 
§ 19a EStG sind allerdings derart eng, dass 
er in der Praxis selten zur Anwendung kommt. 
Im Rahmen des aktuellen Referentenentwurfs 
zum Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) 
geht der Gesetzgeber nun auf diese Kritik 
ein. Es ist zu hoffen, dass die steuerlichen 
Rahmenbedingungen für Mitarbeiterkapital-
beteiligungen durch die Gesetzesinitiative 
verbessert werden.
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Erbschaftsteuerliche Verschonung von 
Betriebsvermögen und schädliches  
Verwaltungsvermögen – doch noch ein  
Hoffnungsschimmer?

// Unternehmen

Versorgungsleis tungen trotz For t führung der 
Geschäf tsführer tät igkeit

Fast jeder Unternehmer dürfte sich in
zwischen – zumindest am Rande, wenn nicht 
sogar ganz intensiv – mit den Regelungen 
zur erbschaftsteuerlichen Verschonung von 
betrieblichem Vermögen auseinandergesetzt 
haben. Wenn bei einer Schenkung alles  
gut gegangen ist, hoffentlich mit dem sehr 
erfreulichen Ergebnis, dass die Übergabe 
des Unternehmens an die nachfolgende 
Generation nicht oder jedenfalls nicht in 
übermäßigem Umfang mit Erbschaft- und 
Schenkungsteuer belastet wurde. Ein Geschenk 
ist die Steuerverschonung aber nicht – viel-
mehr eine wirtschaftliche Notwendigkeit. 
Würde auf den Unternehmenswert in vollem 
Umfang Steuer erhoben, wäre diese in vielen 
Fällen kaum zu stemmen, schließlich sind 
unternehmerische Werte regelmäßig im 
Betriebsvermögen gebunden und bestehen 
gerade nicht in freier Liquidität. Gesetzliche 
Regelungen, die eine Begrenzung der Ver-
schonung auf nach dem gesetzgeberischen 
Willen zu unterstützende Unternehmen 
vorsehen und missbräuchliche Gestaltungen 
zur Begünstigung reinen Privatvermögens 
eindämmen sollen, sind dabei nachvollzieh-

bar. Leider ist es dem deutschen Steuer
gesetzgeber nicht gelungen, pragmatische 
und in der Praxis mit überschaubarem Auf-
wand umzusetzende Regelungen zu finden. 
Auch die Finanzverwaltung zeigt vielfach 
eine sehr restriktive Haltung, die sich wenig 
an betriebswirtschaftlichen Realitäten orien-
tiert. Lange lag deshalb die Hoffnung  
auf dem Bundesfinanzhof (BFH). In verschie-
densten Verfahren musste dieser zu einzel-
nen überschießenden Regelungen Stellung 
beziehen, blieb dabei aber (wohl notwendiger-
weise) nah am Gesetzeswortlaut und eröffnete 
keinen Raum für betriebswirtschaftlich sinn-
volle Auslegungen.

Das hat sich mit einem jüngst veröffentlichten 
Urteil nun aber geändert. Der ausdrücklichen 
Anweisung der Finanzverwaltung, geleistete 
Anzahlungen als im Grundsatz schädliche 
Finanzmittel in Form von sonstigen auf Geld 
gerichteten Forderungen aller Art zu behan-
deln, tritt der BFH – vollkommen zu Recht – 
entgegen. Zumindest soweit Anzahlungen 
nicht für anderes schädliches Verwaltungs-
vermögen geleistet werden, handele es sich 

bei dieser Position nicht um Verwaltungsver-
mögen. Die Finanzverwaltung hat sich zu 
dieser Auffassung bisher nicht positioniert.

Zwar handelt es sich hier um einen Aspekt 
mit keiner allzu großen Breitenwirkung, aber 
der BFH zeigt deutlich, dass für ihn eine 
Gesetzesauslegung auf betriebswirtschaft-
lich fundierter Grundlage maßgeblich ist. 
Das ist gut und lässt für zukünftige Verfahren 
hoffen.

Gesellschafter-Geschäftsführer sichern die 
Versorgung im Ruhestand regelmäßig über 
Versorgungszusagen ab, die mit Erreichen 
eines bestimmten Lebensalters ausgezahlt 
werden können. Gleichzeitig bleiben die 
Gesellschafter-Geschäftsführer häufig noch 
länger für die Gesellschaft tätig, vor allem 
dann, wenn eine Übertragung in der Familie 
angestrebt wird. Der gleichzeitige Bezug von 
Versorgungsleistungen und einer Geschäfts-
führervergütung durch einen Gesellschafter 
kann allerdings zu einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung führen.

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) ent-
schiedenen Fall hatte eine GmbH ihrem Ge-
schäftsführer eine Versorgungszusage über 
eine monatliche Altersrente nach Vollendung 
das 68. Lebensjahres erteilt. Das Arbeitsver-
hältnis wurde durch Kündigung beendet und 
der Geschäftsführer abberufen. Etwa sechs 
Monate später wurde er durch die GmbH 

erneut zum Geschäftsführer bestellt. Er erhielt 
für seine Tätigkeit jedoch ein geringeres 
Gehalt. Die Versorgungsbezüge blieben von 
der Wiedereinstellung unberührt. Das Finanz-
amt wollte die Versorgungszahlungen deshalb 
als verdeckte Gewinnausschüttungen werten.
.
Der BFH äußerte sich dazu folgendermaßen: 
Die Fortführung des Arbeitsverhältnisses 
unter gleichzeitigem Bezug einer Versorgung 
einerseits und laufendem Geschäftsführer
gehalt andererseits verträgt sich grundsätz-
lich nur bedingt mit dem Handeln eines 
ordentlichen und gewissenhaften Kaufmanns. 
Vielmehr hätte entweder das Einkommen aus 
der fortbestehenden Tätigkeit als Geschäfts-
führer auf die Versorgungsleistung ange
rechnet oder der vereinbarte Eintritt des Ver-
sorgungsfalls aufgeschoben werden müssen. 
Im Streitfall wurde jedoch ein reduziertes 
Gehalt gezahlt. Hier sind im Rahmen des 
hypothetischen Fremdvergleichs weitere 

Überlegungen erforderlich. Der BFH geht 
davon aus, dass ein fremder Dritter neben 
der Versorgung zusätzlich für die Tätigkeit als 
Geschäftsführer ein Gehalt bis zur Höhe der 
Differenz zwischen der Versorgung und den 
letzten Aktivbezügen gewährt hätte. Da im 
Streitfall die Summe von Versorgung und 
neuem Gehalt die letzten Aktivbezüge nicht 
überstieg, qualifizierte der BFH die Zahlungen 
nicht als verdeckte Gewinnausschüttungen.

Das Urteil erging zwar zu einem sehr 
speziellen Fall, macht aber deutlich, dass 
Gesellschafter-Geschäftsführer gerade beim 
Übergang in den Ruhestand oder im Rahmen 
von Übergaben darauf achten müssen, dass 
die Zahlungen der GmbH steuerlich richtig 
gewürdigt werden. Insbesondere eignen 
sich weiterlaufende Geschäftsführerbezüge 
in der Regel nicht zur Versorgung im Alter.

KOMMENTAR

Ursula Städele
Rechtsanwältin
Partnerin
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Einbringung in eine Personengesellschaf t s tel l t  entgel t l iches 
Geschäf t dar – neues Abschreibungspotenzial entsteht

// Immobilien

Finanzamt beteil igt sich an energetischer 
Sanierung

des Werts seiner eingebrachten Wirtschafts
güter erhält. Eine abweichende Beurteilung 
kann sich nur ergeben, wenn eine Gutschrift 
ausschließlich auf anderen Kapitalkonten als 
dem die Beteiligungshöhe vermittelnden 
Kapitalkonto erfolgt.

Im Ergebnis ist deshalb keine Kürzung der 
AfA vorzunehmen, da es sich bei einer 
Einbringung von Wirtschaftsgütern in eine 
Personengesellschaft gegen Gewährung  
von Mitunternehmeranteilen nicht um eine 
Einlage, sondern um ein tauschähnliches 
Rechtsgeschäft handelt, das eine neue  
AfA-Bemessungsgrundlage rechtfertigt. Das 
kann für ein interessantes Modell genutzt 
werden: Wenn nämlich ein im Privatver
mögen bereits abgeschriebenes Grundstück 
außerhalb des 10-Jahres-Zeitraums in eine 
Mitunternehmerschaft eingebracht wird, kann 
eine neue AfA steuermindernd geltend  
gemacht werden, ohne dass zuvor ein 
steuerpflichtiger Einbringungsgewinn ent-
steht. Wichtig ist nur, dass die Einbringung 
auf die richtigen Kapitalkonten erfolgt.

Wird ein Wirtschaftsgut, in der Regel eine 
Immobilie, aus dem Privatvermögen auf eine 
gewerblich tätige Personengesellschaft gegen 
Gewährung einer Mitunternehmerstellung 
übertragen, stellt sich die Frage, ob die 
Bemessungsgrundlage für die Absetzung für 
Abnutzung (AfA) zu kürzen ist.

Grundsätzlich gilt, dass eine bereits im 
Privatvermögen geltend gemachte AfA nicht 
erneut im Betriebsvermögen wirken kann. 
Die Anwendung dieser grundsätzlichen 
Regelung setzt aber die Einlage eines Wirt-
schaftsguts in ein Betriebsvermögen voraus. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte nun zu 
prüfen, ob im Fall einer Einbringung von 
Wirtschaftsgütern in eine Personengesell-
schaft gegen Gewährung einer Mitunter
nehmerstellung eine Einlage oder ein vollent-
geltlicher Vorgang vorliegt. 

Im zugrunde liegenden Sachverhalt bestand 
die Besonderheit darin, dass Wirtschaftsgüter 
sowohl gegen Gewährung eines Bestands 
am Kapitalkonto I als auch einer Gutschrift auf 
dem gesamthänderisch gebundenen Rück

lagenkonto eingebracht worden sind. Bei 
einer ausschließlichen Gutschrift auf dem 
Kapitalkonto I, das eine Mitunternehmer
stellung vermittelt, läge unstrittig ein vollent-
geltliches Geschäft und keine Einlage vor. So 
auch der BFH. Die Frage, ob eine teilweise 
Gutschrift des Werts des eingebrachten 
Wirtschaftsguts auf der gesamthänderisch 
gebundenen Rücklage ein insgesamt tausch-
ähnliches Rechtsgeschäft ausschließt, hat der 
BFH verneint. Allerdings hat der BFH dieses 
Ergebnis unter die Bedingung gestellt,  
dass es infolge der Einbringung zu keinen 
Vermögensverschiebungen zwischen den 
Gesellschaftern kommen darf. Das Gericht 
gelangt zu dem Ergebnis, dass der auf dem 
gesamthänderisch gebundenen Rücklagen-
konto verbuchte Wertanteil ein Bestandteil 
der im Zuge des tauschähnlichen Rechts
geschäfts geschuldeten Leistung ist. Zwar 
kommt eine Erhöhung des gesamthänderisch 
gebundenen Rücklagenkontos dem Einbrin-
genden anders als die Gutschrift auf dem 
Kapitalkonto I nicht direkt zugute, dennoch 
gewährleistet sie, dass der Einbringende ins-
gesamt eine Mitunternehmerstellung in Höhe 

Immobilieneigentümer, die das eigengenutzte 
Haus oder die eigene Wohnung, das bzw. 
die älter als zehn Jahre sind, durch einen 
Fachbetrieb energetisch sanieren lassen, 
können für Maßnahmen, die zwischen 2020 
und 2029 durchgeführt werden, eine Steuer
ermäßigung von bis zu 40.000 € erhalten. 

Die Steuerermäßigung beträgt pro Immobilie 
maximal 40.000 € und ist gestaffelt. Im Jahr 
des Abschlusses der Baumaßnahme sowie 
im Folgejahr werden 7 % der Aufwendungen, 
maximal 14.000 € gefördert. Im dritten Jahr 

werden 6 % der Aufwendungen, maximal 
12.000 € als Steuerermäßigung berücksich-
tigt. Die Kosten des Energieberaters werden 
zusätzlich mit 50 % gefördert. Öffentliche 
Förderungen wie z. B. steuerfreie Zuschüsse 
schließen die Steuerermäßigung aus. Eben-
so wenig sind Barzahlungen begünstigt.

Die Steuerermäßigungen sind in der Anlage 
„Energetische Maßnahmen“ einzutragen und 
die Bescheinigung des Fachunternehmens ist 
dem Finanzamt einzureichen.
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